4 GRUNDPRINZIPIEN DER ÖSTERREICHISCHEN BUNDESVERFASSUNG

4.1 VORBEMERKUNG

Die österreichische Bundesverfassung besteht aus einer Reihe verschiedener Verfassungsgesetze. Die rechtliche Grundordnung des Staates ist ‑ wie bereits oben erwähnt ‑ im wesentlichen im "Bundesverfassungsgesetz 1920" in der geltenden Fassung verankert. Dieses B‑VG 1920 beinhaltet einige zentrale Prinzipien, die sozusagen das Grundgerüst des Staates darstellen. Eine wesentliche Änderung auch nur eines dieser Prinzipien wäre als Gesamtänderung der Verfassung zu bewerten und bedürfte daher nicht nur eines Verfassungsgesetzes, sondern darüber hinaus auch einer Volksabstimmung.

4.2 DEMOKRATISCHES PRINZIP

4.2.1 DEMOKRATIEBEGRIFF

Demokratie bedeutet "Volksherrschaft". Als Wiege der Demokratie gilt der antike Stadtstaat Athen. Unser heutiges Demokratieverständnis geht über das damalige allerdings weit hinaus. Es spricht allen Bürgern das Recht auf Mitbestimmung zu, während es im antiken Athen auf eine bevorrechtete Schicht beschränkt war. In den modernen demokratischen Staaten ist der demokratische Gedanke fast durchwegs in Form von Stellvertretungsmodellen verwirklicht (sogen. Repräsentative Demokratie). Das Volk wählt dabei Abgeordnete in ein Parlament, in dem diese dann die Gesetze beschließen. Die Gesetze stellen gleichsam Steuerungsimpulse für den "Supertanker Staat" dar.

4.2.2 ERSCHEINUNGSFORMEN DER REPRÄESENTATIVEN DEMOKRATIE

a)Elitäre Repräsentanz (Vertretung durch eine Elite)

Dieses Modell kam vereinzelt in den Anfängen der neuzeitlichen Demokratie zur Anwendung (z.B.. in Amerika nach der Abspaltung der Kolonien von England). Ein Staat wird dabei für die Wahl in Wahlkreise unterteilt, wobei jeder Wahlkreis nur einen Abgeordneten/eine Abgeordnete wählt. Es gibt keine politischen Parteien, die Wahl ist eine reine Persönlichkeitswahl. Im Parlament treffen dann die einander zunächst unbekannten Personen aufeinander und sollen dort gemeinsam Gesetze beschließen.

Da man theoretisch davon ausging, dass es sich bei den Vertreterinnen um besonders befähigte Persönlichkeiten handeln würde ‑ also gleichsam um die Elite des Volkes ‑ bezeichnete man das Modell als elitäre Repräsentanz.

b)Parteiendemokratie
In der Gegenwart gelangt praktisch in allen westlichen Demokratien dieses Modell zur Anwendung. Die Wähler wählen nicht Einzelpersonen, sondern politische Parteien. Diese ‑‑so die Grundidee ‑ stehen für unterschiedliche Weltanschauungen (z.B. Sozialismus, Liberalismus, Konservativismus, Nationalismus etc.) und Interessenlagen (Unternehmerparteien, Arbeitnehmerparteien, Umweltparteien) und präsentieren vor Wahlen entsprechende Wahlprogramme. Die Wähler erteilen mit ihrer Stimmabgabe der jeweiligen Partei sozusagen den Auftrag, das versprochene Programm umzusetzen.

Existenz und Tätigkeit politischer Parteien sind somit für das Funktionieren des Parlamentarismus von entscheidender Bedeutung. Es wird auf sie daher in der Folge näher einzugehen sein.

4.2.3 DIE POLITISCHEN PARTEIEN IN ÖSTERREICH

4.2.3.1 Rechtscharakter

Politische Parteien sind sogen. juristische Personen" und ähneln damit den Vereinen oder den handelsrechtlichen Gesellschaften (Aktiengesellschaften, GmbH). Sie besitzen als solche "Rechtspersönlichkeit" d.h. sie können Verträge abschließen, Vermögen besitzen (Grundstücke, Gebäude, Geldvermögen), Angestellte beschäftigen etc.

Gegründet werden sie, indem sich einige Menschen zusammentun und eine Parteisatzung (das ist ein Organisationsstatut ‑ im Gegensatz zu einem Parteiprogramm!) ausarbeiten und beschließen. Diese muss in einer periodischen Druckschrift veröffentlicht und ‑beim Innenministerium hinterlegt werden. Der Begriff "periodische Druckschrift" wird nicht näher definiert. Insbesondere gibt es keine Vorschriften über eine Mindestauflagezahl und über die Häufigkeit des Erscheinens.

Aus der Satzung muss ersichtlich sein, weiche die Organe der Partei sind und welche dieser Organe die Partei nach außen vertreten dürfen (d.h. vor allem , für sie Verträge abschließen dürfen). Weiters müssen darin die Rechte und Pflichten der Mitglieder geregelt sein.

Wenn alle anderen gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, erlangt die Partei mit Hinterlegung der Satzung Rechtspersönlichkeit, d.h. sie beginnt selbständig zu existieren und wird juristisch handlungsfähig.

Das Parteiengesetz regelt außerdem, dass die Gründung politischer Parteien frei ist, sofern bundesverfassungsgesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Die einzige derartige Einschränkung im österreichischen Verfassungsrecht ist das Verbot der Wiederbetätigung für den Nationalsoialismus (Verbotsgesetz).

Eine Parteigründung ist in Österreich somit denkbar einfach, was auch die große Zahl bestehender Parteien erklärt (im Jahr 2000 an die 450 Parteien!). Viele der offiziell bestehenden Parteien sind freilich nicht mehr aktiv, wurden aber nicht abgemeldet. Darüber hinaus gibt es zahlreiche örtliche Kleinparteien, die z.B. nur bei Gemeinderatswahlen antreten. Die Großparteien bestehen formal aus der Bundespartei und den gesondert angemeldeten Landesparteien.

Wirklich öffentlich wahrgenommen werden eigentlich nur jene Parteien, die auch bei Wahlen kandidieren oder in jüngerer Vergangenheit kandidiert haben.

Die Vorschriften über die Gründung, die Tätigkeit und die Finanzierung der politischen Parteien sind im Parteiengesetz 1975 geregelt

4.2.3.2 Parteientypologie

a)Das Rechts/Links‑Schema

Eine der am häufigsten vorgenommenen Charakterisierungen von Parteien ist ihre Einordnung in das Rechts/Links‑Schema. Dieses entstand ‑ historisch gesehen ‑ aus der Sitzordnung des ersten Französischen Nationalkonvents (Parlament) nach der Revolution 1789.

In diesem ersten Parlament nach dem Sturz der absolutistischen Monarchie saßen auf der linken Seite die besonders radikalen Verfechter einer neuen Gesellschafts‑ und Staatsordnung ‑ die Jakobiner. Sie wollten eine Gesellschaft, in der alle Standesunterschiede aufgehoben, alle Menschen völlig gleich sein sollten. Ihre Staatsauffassung lief de facto auf eine Diktatur der Revolutionäre hinaus.

Auf der rechten Seite saßen die gemäßigten Republikaner, die Girondisten (sprich:Schirondisten). Sie waren meist Vertreter des liberalen Bürgertums der Provinzen. Die vor allem eine freie Wirtschaft in einem demokratischen staatlichen Rahmen forderten. Außerdem befürworteten sie die Dezentralisation(Aufteilung der Macht auf kleinere staatliche Einheiten ‑ z.B. Bundesländer).

Ausgehend von dieser Sitzordnung sprach man dann von "den Linken" und "den Rechten".

Das Links/Rechts‑Schema hat sich bis heute sprachlich erhalten, wurde jedoch inhaltlich längst modifiziert. Die Rede ist mittlerweile von einem" politischen Spektrum", dessen Eckpunkte die Kategorien "linksextrem" ("ultra‑Iinks") und "rechtsextrem" ("ultra‑rechts") verkörpern. Dabei gilt als "linksextrem" eine kommunistische Orientierung gepaart mit Gewaltbereitschaft oder tatsächlicher Gewalttätigkeit, als" rechtsextrem" eine faschistische oder nationalsozialistische Orientierung, ebenfalls gepaart mit Gewaltbereitschaft oder tatsächlicher Gewalttätigkeit.

Politisches Spektrum

Linksextrem       links       Mitte‑links       Mitte       Mitte‑rechts       rechts       rechtsextrem

Die tatsächliche Einordnung von Parteien in dieses Schema erfolgt häufig recht gefühlsmäßig und ist vor allem vom eigenen politischen Standpunkt desider Einordnenden abhängig.

b)Weltanschauungsparteien
Parteien, die eine bestimmte Weltanschauung (im obigen Sinne ein politisches Wertesystem) vertreten und dieses in der Gesellschaft realisieren wollen. Derartige Parteien orientieren sich nicht an kurzfristigen Trends oder Wahlchancen, sondern wollen der Bevölkerung ihre Werte nahe bringen, sie von ihren Auffassungen überzeugen und dann gewählt werden, um ihre politischen Zielvorstellungen umsetzen zu können.

c)Interessenparteien
Sie wollen nicht umfassende Wertesysteme vertreten, sondern ganz konkrete Interessen. Bp. Kleinlandwirtepartei, Autofahrerpartei, Partei der Steuerzahler, Hundebesitzerpartei etc.

d)Volksparteien
Volksparteien behaupten, die Interessen aller Bevölkerungsgruppen wahrnehmen zu wollen. Z.T. leugnen sie die Existenz von Interessenkonflikten, z.T. geben sie vor , solche Konflikte durch internen Interessenausgleich selbst lösen zu können. In der heutigen Parteienlandschaft präsentieren sich zahlreiche Parteien als Volksparteien, um eine breite Wählerschaft ansprechen zu können!

e)Populistische Parteien

Populistische Parteien streben in der Regel die Macht um der Macht willen an. Es geht also nicht in erster Linie um die Umsetzung politischer Programme und gesellschaftspolitischer Zielvorstellungen. Sie stimmen ihre Programme und Vorgehensweisen darauf ab, womit die meisten Stimmen zu erreichen sind. Stellt man fest ‑ z.B. durch Meinungsforschung ‑ dass die Bevölkerung ihre Haltung zu bestimmten Themen geändert hat, so schwenkt man sofort auf die neue Linie ein ‑ auch wenn dies im Widerspruch zur bisherigen Position steht.

f)Mitgliederparteien/Wählerparteien

Mitgliederparteien sind solche, deren Wähler auch zu einem höheren Prozentsatz Mitglieder der Partei sind. Es gibt allerdings keinen definierten Schwellenprozentsatz für die Einstufung als Mitgliederpartei!

Parteien mit niedrigerem Organisationsgrad (in Prozent ausgedrücktes Verhältnis zwischen Mitglieder und Wählerzahl) werden als Wählerparteien bezeichnet.

Von den bei der Nationalratswahl 2002 antretenden Parteien sind SPÖ, OVP und KPÖ als Mitgliederparteien einzustufen, FPÖ, Grüne und Liberales Forum (LIF) als Wählerparteien.

In den letzten zehn Jahren ist bei den Großparteien allerdings ein starker Mitgliederschwund festzustellen.

So hatte die SPÖ 1949 ca. 615 000 Mitglieder und damit einen Organisationsgrad von ca.38 %. Bis 1971 stieg die Mitgliederzahl auf ca. 720 000 (Organisationsgrad ca. 32 %). Dann jedoch fiel die Mitgliederzahl kontinuierlich und lag 1995 bei 490 000 (OG ca. 27 %).

Vergleichbare Mitgliederzahlen für die ÖVP zu erfassen, ist äußerst schwierig. Die ÖVP ist in sechs Bünden" organisiert, deren Mitglieder vielfach mehreren Bünden gleichzeitig angehören (z.B. Bäuerinnen dem Bauernbund und der Frauenbewegung) und daher mehrfach gezählt werden. Beim Bauernbund gibt es zudem eine sogen. Familienmitgliedschaft, bei der einzelne Familienmitglieder u.U. gar nichts von ihrer Mitgliedschaft wissen. Veröffentlichte Zahlen stellen vermutlich somit nur Annäherungswerte dar! In der maximalen Zählvariante hatte die ÖVP demnach 1949 eine Mitgliederzahl von ca. 485 000 (OG 26 %), stieg bis 1970 auf 720 000 (OG 35 %), hielt dieses Niveau bis 1983 und fiel bis 1994 auf 579 000 (OG 45%).

Im Vergleich mit diesen Parteien fällt die Mitgliederzahl der FPÖ sehr bescheiden aus (Zahlen für den Autor erst ab 1986 verfügbar). 1986 betrug sie ca. 37 000 (OG 7,8 %) und stieg von da ab kontinuierlich bis 1996 auf ca. 45 000 (OG 4,2 %).

Die Mitgliederzahlen der GRÜNEN, des LIF und der KPÖ betragen überhaupt nur wenige Tausend!

(Angaben über Mitgliederzahlen und Organisationsgrad nach Dachs, Gerlich u.a., Handbuch des Politischen Systems Österreichs, Wien 1997).






















